
Man sei in Vaihingen ja einiges gewöhnt an Umweltsünden, aber 
die jetzt von Oberbürgermeister, Baubürgermeister und den meis-
ten Stadträten an den Tag gelegte Bereitschaft, der Allianz auf 
Kosten des Umweltschutzes und der Lebensqualität zu Diensten 
zu sein, habe man erst nicht für möglich gehalten, sagt Gabi Glaß-
mann, die bereits in der Initiative gegen die Verlegung des Fern-
omnibusbahnhofs nach Vaihingen (IgFOB) erfolgreich aktiv war 
und sich jetzt bei Vaihingen Ökologisch Sozial (VÖS) engagiert.

Stadt will Bürobauten auf Sportflächen ermöglichen

Vaihinger Einwohner Initiative 
gegen Allianz-Pläne

Die Integrationsbeauftragte 
informiert 

von Gerhard Wick

Spätestens seit den 90er Jahren 
weiß man, dass eine Fortsetzung 
der bis dahin angerichteten Kli-
ma- und Umweltschäden zu 
einer katastrophalen Erderwär-
mung führen wird und auch bei 
einer Reduzierung des CO2 Aus-
stoßes vor allem in den Ballungs-
räumen Maßnahmen zur Klima-
anpassung getroffen werden 
müssen. Sehr wichtig dabei ist 
die Ausweitung innerstädtischer 
Grünflächen. Dieser inzwischen 
real bestätigten Erkenntnis zuwi-
der hat man in Vaihingen unter 
der Regie des Immobilien- und 
Investoren Meisters Schuster 
und meist gegen den Willen der 
Vaihinger Bevölkerung und des 
Bezirksbeirats die wichtigsten 
Frischluftschneisen und Kaltluft-
entstehungsgebiete durch mas-

sive Gewerbebebauung zerstört 
(STEP im Unteren Grund, die Ho-
nigwiesen, die Waldplätze, das 
Universitätsgelände) und dazu 
die Vaihinger Ortsmitte mit dem 
Prunkbau eines Daimler Schu-
lungszentrums „aufgewertet“.
Gleichzeitig wurde dem vorhan-

denen Gewerbegebiet ein neuer 
Bebauungsplan verpasst, der ei-
ne Verdoppelung der Baumas-
sen und damit eine Erhöhung 
der Arbeitsplätze von 20.000 auf 
40.000 ermöglicht. Dieser, nach 
einem ersten Schub, zeitweilig 
ins Stocken geratene Prozess ist 
heute wieder in vollem Gange. 
Gewaltige Baukörper entstehen 
unter dem Slogan „Think Big“ 
anstelle der früheren Flachbau-
ten. Im Ergebnis hat nicht nur 
die Stuttgarter Innenstadt ein 
verstärktes Klimaproblem, weil 
ihr die aus Vaihingen kommende 
Kaltluftzufuhr fehlt, sondern auch 
die Vaihingerinnen und Vaihinger 
ein über die Maßen wachsendes 
Stau-, Park, und Verkehrsbe-
lastungsproblem.
Trotz der regen Bautätigkeit gibt 

es im Gewerbegebiet immer 
noch freie Flächen, wie z.B. das 
Gelände der Fa. Lauser direkt 
an der S-Bahn oder entlang der 
Kupferstraße. Auch auf dem ehe-
maligen Kaut&Bux Gelände ist 
noch nicht alles verkauft. Genug 
Platz also auch für die Allianz.

Liebe Flüchtlinge, 
liebe Ausländer,
zunächst einmal, 
herzlich willkom-
men in unserem 
schönen, freien 
Deutschland.
Ich darf Sie auf folgendes hin-
weisen: Wenn Sie hier bleiben 
wollen, müssen Sie sich in unse-
re feine Gesellschaft integrieren. 
Das heißt, sie müssen unsere 
christlichen Werte kennen und 
sich danach verhalten.
Diese Werte bestehen im We-
sentlichen aus Verboten und 
sind bei Verstoß mit Strafen be-
legt. Sie lauten: Du solltst nicht 
töten, Du sollst nicht stehlen, 
nicht lügen und nicht begehren 
Deines Nächsten Weib und Dei-
nes Nächsten Haus.
Zur Klarstellung: dies gilt für 
Sie, solange Sie zum „gemeinen 
Volk“ gehören. 
Sollte der unwahrscheinliche 
Fall eintreten, dass Sie in die 
Reihen unserer Eliten in Wirt-
schaft und Politik aufsteigen, 
also etwa in den Vorstand einer 
Bank oder eines Konzerns, dann 
dürfen sie lügen, betrügen, steh-
len und töten so viel Sie wollen, 
wenn dies nur der Mehrung des 
Profits ihres Konzerns dient. 
Strafen brauchen Sie dann nicht 
mehr befürchten, weil Sie dann 
nämlich systemrelevant sind.
Außerdem gibt es noch ein paar 
demokratische Spielregeln, ir-
gendwas mit Mehrheitsentschei-
dung. Die gelten aber nur für die 
Politik, nicht für die Wirtschaft 
und für Sie, solange sie nicht 
Deutsche/r sind, sowieso nicht. 
Sie müssen sich nur anpassen.
Das heißt, Maul halten und kon-
sumieren, so gut Sie eben kön-
nen.
Sollten Sie aus kulturellen oder 
religiösen Gründen an der Auf-
fassung festhalten wollen, dass 
die Frau an den Herd gehört und 
im übrigen dem Manne untertan 
sei, empfehlen wir Ihnen, in die 
CSU oder die AfD einzutreten. 
Sie werden dort viele treffen, die 
Ihre Auffassung teilen.
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Es grenzt schon an Fatalismus, 
nun im Wissen um die lebens-
bedrohlichen Schäden, die man 
anrichtet, der Allianz im letzten 
durchgängigen Vaihinger Grün-
bereich auf den Sportflächen 
neben dem bestehenden Gewer-
begebiet Baurecht schaffen zu 
wollen. Besonders dann, wenn 
die bisher genannten Ausgleichs-
maßnahmen geradezu lächerlich 
anmuten.
Als besonders empörend emp-
findet die Bürger-Initiative, dass 
auch im Gemeinderat bisher nur 
SÖS/Linke/PluS und Teile der 
SPD den Allianz-Coup kritisch 
sehen. „Dass Vaihinger Stadt-
räte wie Jürgen Sauer, der regel-
mäßig mit der Forderung nach 
mehr Sportstätten auf Wähler-
fang geht, die Vernichtung einer 
der größten Vaihinger Sportflä-
chen freudig begrüßt, wenn es 
um die Interessen eines Versi-
cherungsriesen geht, ist schon 
sehr entlarvend“, sagt Reinhard 
König, der auch im Vaihinger 
Bezirksbeirat sitzt und gehofft 
hatte, dass wenigstens von da 
ein klares Nein kommt. Überbo-
ten werde dies nur noch durch 
die grüne Vaihinger Stadträtin 
Deparnay-Grunenberg, die vor 
kurzem noch die Bedeutung des 
Grünbereichs so hoch einschätz-
te, dass sie einen Wiederaufbau 

der abgebrannten Sportinsel für 
ökologisch nicht vertretbar hielt. 
Um nun im Gefolge ihres grünen 
Oberbürgermeisters und des 
Baubürgermeisters der Allianz 
eine vielfach größere Fläche im 
selben Grüngürtel für eine weit 
höhere Überbauung (weiter S.2

Reges Inte-
resse zeigte 
die Vaihinger 
Bevölke-
rung an der 
Vorstellung 
der Allianz-
Pläne im 
Bezirksbei-
rat. Auf viel 
Zustimmung 
trafen diese 
bei den Zu-
hörer/innen 
allerdings 
nicht.
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(Forts. von S. 1) anzubieten.
Die Einwohner-Initiative ruft nun 
die Vaihinger Bevölkerung auf, 
sich gegen die für Vaihingen 
schädlichen Pläne zur Wehr zu 
setzen. 
In einem offenen Brief an Stadt-
räte und Bürgermeister zeigt 
die Initiative zwar Verständnis 
dafür, dass der Allianz-Konzern 
am liebsten auf eigenem Gelän-
de bauen will. Nicht verstehen 

könne man allerdings, warum 
die Stadt gedenke, sich hier 
ausschließlich an den Interes-
sen des Konzerns zu orientieren 
und diesem mit der Schaffung 
von bisher nicht bestehendem 
Baurecht auch noch einen Pla-
nungsgewinn von rund 30 Mio zu 
bescheren, während die Belange 
der Vaihinger Einwohner/innen 
und der Umwelt auf der Strecke 
bleiben.   (g.w.)
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S
eit dem 22. Januar harrt eine 

Gruppe von zwei Dutzend Men-

schen im mehrheitlich von Kur-

den bewohnten Cizre im Südosten der 

Türkei in einem Keller aus. Die Gruppe 

war dorthin geflüchtet, als sie von türki-

schen Soldaten beschossen wurde (jW 

berichtete). Mittlerweile sind minde-

stens sieben Menschen ihren Verletzun-

gen erlegen, die sie bei den Angriffen 

von Polizei und Militär erlitten hatten. 

Zuletzt starb am Samstag die 16jährige 

Sultan Irmak, nachdem es erneut zu 

einem Beschuss des Hauses durch Pan-

zer und Artillerie der türkischen Armee 

gekommen war. Dabei wurde zudem 

der einzige Zugang zu dem Keller ver-

schüttet, wie die kurdische Nachrich-

tenagentur ANF berichtete.

Das letzte Lebenszeichen der Ein-

geschlossenen und Verletzten gab es 

am Samstag. »Wir werden beschossen, 

Bomben wurden hier rein geworfen. Sie 

werden uns töten. Helft uns«, waren 

die letzten Worte, die man einer Pres-

seerklärung der Demokratischen Par-

tei der Völker (HDP) zufolge von den 

Verletzten vernommen habe. Seitdem 

sei die Verbindung abgerissen und es 

gebe keinen Kontakt mehr zu den Ein-

geschlossenen. Bereits am Freitag hatte 

der HDP-Abgeordnete Faysal Sariyildiz 

eine SMS-Nachricht des sich im Keller 

befindenden Mehmet Yavuzer von der 

kurdischen Demokratischen Partei der 

Regionen (DBP) veröffentlicht, in der 

es heißt: »Ich werde mich selber töten. 

Ich möchte die Schreie nach Wasser 

nicht mehr hören. Niemand guckt zu 

mir, ich werde mich selber töten. Was-

ser, ich sage dir, Genosse – Wasser, 

Wasser …« Seit nunmehr sechs Tagen 

gebe es in dem Keller nichts mehr zu 

trinken, berichtete die ANF. Die Einge-

schlossenen hätten lediglich einen alten 

Wassertank mit einem Liter dreckigen 

Wassers gefunden, um ihre Lippen be-

feuchten zu können.

In einer Erklärung der HDP-Abge-

ordneten Iris Baluken, Meral Danis 

Bestas und Osman Baydemir vom 

Samstag heißt es, dass wiederholt 

Krankenwagen daran gehindert worden 

seien, zu den Verletzten zu gelangen. 

Die zuständigen Behörden hätten ar-

gumentiert, dass der einzige Weg zu 

dem Haus durch die »Kampflinie« füh-

re und man deshalb die Sicherheit der 

Rettungskräfte nicht garantieren könne, 

da während der laufenden Operation 

ein Waffenstillstand nicht möglich sei. 

Schließlich wurden die Krankenwagen 

bis auf rund 200 Meter an das Haus 

herangelassen, jedoch mit der Auflage, 

dass die Verwundeten und Eingeschlos-

senen selbständig aus dem verschüt-

teten Keller kommen und bis zu den 

Krankenwagen laufen müssten, so die 

Abgeordneten. Die drei Parlamentarier 

sind am vergangenen Mittwoch in einen 

Hungerstreik getreten, um Druck auf 

die türkischen Behörden auszuüben, 

damit diese Hilfe zu den Verletzten 

durchlassen.

Am Wochenende versuchte in Ciz-

re eine Gruppe Freiwilliger aus den 

im Gesundheitswesen tätigen Gewerk-

schaften TTB und SES, mit Kranken-

wagen zu den Verwundeten vorzusto-

ßen. Die Mediziner wurden jedoch von 

den Sicherheitskräften daran gehindert, 

den Opfern Hilfe zu leisten. Laut der 

Nachrichtenagentur ETHA versuch-

te am Sonntag auch eine Gruppe von 

Frauen, darunter Mütter der Einge-

schlossenen, mit weißen Fahnen zu 

dem Haus zu gelangen, woraufhin die 

gesamte Gruppe von Spezialeinheiten 

der Polizei festgenommen wurde.

In mehreren deutschen Städten gin-

gen am Samstag Tausende Menschen 

gegen das Vorgehen des türkischen Mi-

litärs in Kurdistan auf die Straße, un-

ter anderem in Berlin, Köln, Hamburg, 

Frankfurt am Main und Stuttgart.
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Langsames Massaker

Schwieriger Auftakt
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Wieder starben in der 

Ägäis 37 Menschen

Ayvacik. In der Ägäis sind am 

Samstag erneut mindestens 

37 Menschen ums Leben ge-

kommen, die meisten von ihnen 

Frauen und Kinder. 75 Menschen 

konnten nach Angaben der tür-

kischen Küstenwache gerettet 

werden, nachdem ihr Boot beim 

Versuch der Überfahrt von der 

türkischen Provinz Canakkale zur 

griechischen Insel Lesbos kenter-

te. Die meisten der Flüchtlinge ka-

men aus Syrien und Afghanistan, 

einige aus Myanmar. Erst am Don-

nerstag waren 24 Flüchtlinge beim 

Untergang ihres Boots vor der 

griechischen Insel Samos umge-

kommen, am Mittwoch ertranken 

sieben Menschen.  
(AFP/jW)

Kundgebungen nach 

Handgranaten-Wurf

Villingen-Schwenningen/Chemnitz. 

Nach dem Handgranaten-Wurf 

auf eine Flüchtlingsunterkunft in 

der Schwarzwaldstadt Villingen-

Schwenningen gab es mehrere 

Demonstrationen. Bei sponta-

nen Kundgebungen von einigen 

Rechten und insgesamt rund 300 

antifaschistischen Demonstranten 

kam es am Sonnabend zu Hand-

greiflichkeiten. Der Angriff in der 

Nacht auf Freitag mit einer nicht 

explodierten Handgranate sorgte 

bundesweit für Entsetzen. Unklar 

ist weiterhin, ob die Kriegswaffe 

mit einem Zünder ausgestattet war. 

Zu den Ergebnissen der Überprü-

fung durch das Landeskriminalamt 

machte die Polizei keine Angaben. 

Drei vermummte Männer haben 

unterdessen eine Asylbewerberun-

terkunft in Chemnitz mit Steinen 

beworfen. Mehrere Scheiben wur-

den dabei am Sonnabend beschä-

digt, wie die Polizei am Sonntag 

mitteilte. Verletzt wurde niemand. 

Die Täter flüchteten.  (dpa/jW)

Hunderte Menschen demonstrierten am Sonnabend in Berlin gegen den Krieg Ankaras gegen die Kurden
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Bierriese
Marktführer Anheuser-Busch schluckt 

größten Konkurrenten SAB Mil-

ler. Von Gerrit Hoekman

Vorteilsnahme

Interne Revisionen haben in 

 verschiedenen Bundesbehörden 

Unregelmäßigkeiten festgestellt

Staatsbesuch

Raúl Castro in Paris: Kubanischer 

Präsident zu offizieller Visite in 

Frankreich eingetroffen

Grenzverkehr

Deutsche Exportwirtschaft barmt: 

Kontrollen innerhalb der EU-Zone 

schaden dem Profit 
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Türkei: Seit zehn Tagen warten Eingeschlossene in Cizre auf Hilfe. Militär verweigert 

Zugang. Mindestens sieben Tote. Von Kevin Hoffmann, Istanbul

In Genf haben die Syrien-Friedensverhandlungen begonnen

In Genf kommen die Gespräche um 

eine Beendigung des Krieges in 

Syrien langsam voran. Am Sonn-

tag trafen erstmals Vertreter des »Ho-

hen Verhandlungsrates« (HNC) der in 

Saudi-Arabiens Hauptstadt Riad ta-

genden Oppositionsgruppen mit dem 

UN-Sondervermittler für Syrien, Staf-

fan De Mistura, zusammen. Dieser 

hatte zuvor diplomatisch verklausu-

liert die Verzögerungstaktik des HNC 

kritisiert. Für Gespräche über einen 

Waffenstillstand sei es erforderlich, 

dass beide Seiten, »die aufeinander 

schießen«, anwesend seien.

Die 17 Repräsentanten des HNC 

waren erst am Samstag abend, einen 

Tag nach dem Beginn der Gespräche, 

in Genf eingetroffen. Als »Vorauskom-

mando« hatte die in Istanbul ansässige 

»Nationale Koalition« bereits zuvor 

sieben Delegierte nach Genf geschickt. 

Deren Mitglieder hatten die Anwesen-

heit internationaler Medien genutzt, 

um die Vorbedingungen ihrer Seite zu 

wiederholen: ein Waffenstillstand, die 

Beendigung von Belagerungen und 

die Freilassung von Gefangenen. Das 

aber soll entsprechend der UN-Sicher-

heitsratsresolution 2254 mit den Ge-

sprächen in Genf gerade erst erreicht 

werden. Vorbedingungen, wie sie vom 

HNC und seinen Unterstützern vorge-

tragen werden, sind nicht vorgesehen.

Das betonte auch der Verhand-

lungsleiter der syrischen Regierungs-

delegation, Baschar Al-Dschafari, am 

Sonntag im Gespräch mit Journali-

sten. Er verurteilte den schweren An-

schlag, der am Sonntag morgen in Sai-

da Zeynep südlich von Damaskus min-

destens 45 Menschen getötet hatte. 

Die Dschihadistenmiliz »Islamischer 

Staat« hat die Verantwortung für das 

Attentat übernommen, das unweit der 

Saida-Zeynep-Moschee verübt wurde, 

einem für schiitische Muslime wichti-

gen Heiligtum.

Dschafari sagte außerdem, Damas-

kus habe die UNO aufgefordert, für 

ein Ende der Sanktionen zu sorgen, 

die von den USA und der EU 2011 

gegen Syrien verhängt und seither 

mehrfach verschärft wurden. Die De-

legation der syrischen Regierung war 

pünktlich in der Schweiz angekom-

men und traf sich am Freitag mit De 

Mistura. Man habe über die Tages-

ordnung gesprochen, erklärte dieser 

anschließend. Karin Leukefeld, Genf

wird herausgegeben von  

1.802 Genossinnen und 

Genossen (Stand 12.1.2016)
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Verwüstungen

Der Mensch hinterlässt auf der 

Erde unauslöschliche Spuren. 

 Leben wir noch im »Anthropozän« 

oder eher im »Kapitalozän«? Zum 

Streit um einen Namen für das 

Zeitalter eines kaputten Planeten.  

Von Elmar Altvater
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K
iew hat nicht vor, die in Minsk 

zugesagte Amnestie für Teil-

nehmer des Aufstandes im 

Donbass zu verabschieden. Dies geht 

aus Äußerungen verschiedener ukraini-

scher Politiker und Experten wenige Ta-

ge vor dem nächsten Treffen der Minsk-

Kontaktgruppe hervor. So erklärte der 

stellvertretende Chef der Kiewer Präsi-

dialverwaltung, Konstantin Jelisse
jew, 

ein eigenes Amnestiegesetz sei nicht 

nötig. Die Ukraine habe ein Amne-

stiegesetz aus dem Jahre 1996, das auf 

die Aufständischen angewendet wer-

den könne. Dieses bestimmt allerdings, 

dass Personen, die des »Terrorism
us, 

Straftaten gegen die nationale Sicher-

heit der Ukraine und des Banditism
us« 

unter keinen Umständen amnestiert 

werden können. Das erlaubt die Aussa-

ge, dass den Aktivisten der Volksrepu-

bliken auf jeden Fall Repressionen dro-

hen, wenn das Gebiet unter ukrainische 

Hoheit zurückkehren sollte. Gleich-

zeitig ist e
rkennbar, dass die Ukraine 

die Fortsetzung des Minsk-Prozesses 

hintertreiben möchte. Ihr Vertreter in 

der politisc
hen Untergruppe, der frü-

here Staatspräsident Leonid Kutschma, 

kündigte an, sein Land wolle die Ver-

schiebung des für Ende dieser Woche 

geplanten turnusmäßigen Treffens der 

Gruppe beantragen.

An der Front im Donbass ist
 es der-

weil wie in den letzten Tagen ständig 

unruhig. Die Donezker Nachrichten-

agentur DNA meldete 47 Fälle von 

Beschuss im Rahmen von elf Verlet-

zungen des Waffenstills
tands. Das be-

deutet, dass es sic
h meistens wohl um 

kleinere Vorfälle mit im
 Schnitt 4 ver-

wendeten Geschossen handelt. L
etzte 

Woche waren bei einem solchen Be-

schuss gleichwohl Ziviliste
n in Donezk 

ums Leben gekommen. Die Donezker 

Agentur summierte die Zahl der Waf-

fenstills
tandsverletzungen durch die 

ukrainische Seite in der letzten Woche 

auf 882. Auf ukrainischer Seite werden 

Vorwürfe in ähnlicher Größenordnung 

gegen die Aufständischen erhoben.

In Donezk wurde am Dienstag das 

am 27. Ja
nuar bei einem Sprengstoff-

anschlag beschädigte Lenin-Denkmal 

feierlich wiedereröffnet. Die Explosion 

hatte Teile des Sockels abgesprengt, die 

in einem Betrieb der Stadtwerke wieder 

ergänzt wurden; die Statue war unbe-

schädigt geblieben. Die Polizei der VR 

Donezk nahm zwei Männer unter dem 

Verdacht fest, den Anschlag auf das 

Denkmal verübt zu haben. Sie sprach 

von »ukrainischen Diversionsakten«.

Auf ukrainischer Seite hält unter-

dessen offenbar die Unzufriedenheit 

unter den zum Wehrdienst eingezoge-

nen Soldaten an. Der Generalstaatsan-

walt nannte die Zahl von etwa 16.000 

Deserteuren aus den Reihen der bei 

der letzten Mobilisie
rungswelle im 

Oktober Eingezogenen. Aus einer bei 

Mykolayiv einquartierten mechanisier-

ten Brigade marschierte ein Trupp von 

etwa 50 Soldaten geschlossen in die 

Regionalhauptstadt, um bei der Staats-

anwaltschaft Beschwerde über die 

Dienstbedingungen einzulegen. Wie 

ein Wortführer im örtlichen Fernsehen 

sagte, werden die Soldaten von den 

Offizieren um ihren Sold betrogen. Für 

die Truppe gespendete Lebensmittel 

würden lastwagenweise unterschlagen, 

die Soldaten müssten auf verlausten 

Matratzen schlafen und hätten keine 

Gelegenheit, sic
h zu waschen. Aus den 

Fernsehbildern geht hervor, dass ein 

Polizeiwagen die Demonstration be-

gleitete, ohne dass die Beamten ein-

schritten.

In Kiew erschoss die neugebildete 

»Nationale Polizei« den 17jährigen 

Beifahrer eines Verkehrsrowdys. Der 

Mann war betrunken mit 190 Kilo-

metern durch die Innenstadt gerast. 

Bürgermeister Vitali Klitschko recht-

fertigte die Erschießung des Jugendli-

chen. Der Bevölkerung müsse wieder 

Respekt vor Recht und Ordnung beige-

bracht werden.

Kiewer Tricksereien

Keine Kritik erlaubt
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UNHCR fordert Türkei zu 

Grenzöffnung auf

Genf/Damaskus. Das UN-Flücht-

lingshilfsw
erk (UNHCR) hat 

Ankara eindringlich zur Aufnah-

me von Flüchtlingen aus Syrien 

aufgerufen. »W
ir fordern von der 

Türkei die Öffnung der Grenze für 

alle Ziviliste
n, die Schutz suchen«, 

sagte UNHCR-Sprecher William 

Spindler am Dienstag in Genf. Nach 

UN-Angaben sind in den vergan-

genen Tagen 31.000 Menschen aus 

der Stadt Aleppo und Umgebung 

geflohen. Die Lager entlang der 

türkischen Grenze sind inzwischen 

überfüllt. »
Die Türkei lässt aber nur 

eine kleine Zahl von Verletzten oder 

besonders gefährdeten Menschen 

hinein«, sagte Spindler. Derweil sin
d 

in der syrischen Hauptstadt Damas-

kus mehrere Menschen bei einem 

Bombenanschlag getötet worden, 

zu dem sich die Miliz »Islamischer 

Staat« bekannte. Einem Bericht des 

Staatsfernsehens zufolge explodierte 

der Sprengsatz auf einem belebten 

Gemüsemarkt. 
(AFP/Reuters/jW)

CSU fischt weiter  

rechtsaußen

München. Neuerliche Eskalation 

im Flüchtlingsstre
it zwischen der 

CSU und Kanzlerin Angela Merkel 

(CDU): CSU-Chef Horst Seehofer 

(Foto) rückt die von Merkel im 

September vergangenen Jahres 

vorübergehend verkündete Grenz-

öffnung für Flüchtlinge in die Nähe 

des Vorgehens von Diktaturen: »W
ir 

haben im Moment keinen Zustand 

von Recht und Ordnung«, klagte 

Seehofer in einem Interview mit der 

Passauer Neuen Presse (Mittwoch-

ausgabe). »Es ist e
ine Herrschaft 

des Unrechts.« Auch im Streit um 

den Familiennachzug für minderjäh-

rige Flüchtlinge geht die CSU auf 

Distanz zu den Koalitionspartnern 

CDU und SPD. Eine Absage erteilte 

CSU-Generalsekretär Scheuer dem 

Versuch der Bundesminister Thomas 

de Maizière (CDU) und Heiko Maas 

(SPD), in Verhandlungen einen 

Kompromiss zu erzielen. Die SPD 

möchte unbegleiteten Flüchtlings-

kindern nicht grundsätzlich verbie-

ten, ihre Eltern nachzuholen.  (AFP/jW)

Zerstörungen in der Stadt Uglegorsk im Donbass, Mitte Januar
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Ungebremst

Brasiliens Regierung versucht, mit  

Milliarden Real die Wirtschaft zu 

beleben. Von Robert Ojurovic

Unverbindlich

Gianis Varoufakis stellt sich in Ber-

lin Fragen von Journalisten zur 

Bewegung DiEM 25

Ungeduldig

Die NATO will von libyscher Regierung 

zur Intervention eingeladen wer-

den. Von Knut Mellenthin

Unbehelligt

NSU-Aufklärung: Warum ein hessi-

scher Exgeheimdienstler kein 

Verfahren fürchten muss

3

4

7

9
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Ukrainische Regierung versucht, Verabschiedung eines Amnestiegesetzes zu umgehen. 

Wieder Beschuss von Dörfern bei Donezk. Von Reinhard Lauterbach

Israelische Regierung verbannt Abgeordnete aus dem Parlament und diskriminiert Opposition

A
m Montag entledigte sich die 

Knesset dreier Parlamentarier. 

Die Abgeordneten der Balad-

Partei, Hanin Soabi, Dschamal Sahalka 

und Basel Ghattas, wurden für mehrere 

Monate vom Parlamentsbetrieb ausge-

schlossen. Sie hatten sich mit palästi-

nensischen Familien getroffen, deren 

Angehörige vom israelischen Militär 

erschossen worden waren. Die drei Ab-

geordneten seien gebeten worden, sich 

für die Überführung der Leichname 

einzusetzen, die die isra
elische Besat-

zungsmacht zurückhält. Dies sei eine 

»wirksame Abschreckungsmaßnah-

me«, hatte Netanjahus Likud-Partei-

freund und Minister für innere Sicher-

heit, G
ilad Erdan, erklärt. Seit Oktober 

hat das israelische Militär unter dem 

Vorwand des »Antiterroreinsatzes« 165 

Palästinenser getötet. Die Armee recht-

fertigt die Liquidierungen stets damit, 

es habe sich um Attentäter gehandelt. 

Im selben Zeitraum starben durch Mes-

serattacken 26 israelische Staatsbürger.

Sahalka sei nun für zwei Monate, 

Soabi und Ghattas seien für vier Mo-

nate von Parlamentssitz
ungen ausge-

schlossen, berichtete dpa am Dienstag. 

Abstimmen dürfen sie zwar noch, doch 

damit soll auch bald Schluss se
in. Wie 

Netanjahus Büro am Montag bestätigte, 

wurde am Vortag bei einem Treffen der 

Koalitionsspitzen »vereinbart, ein Ge-

setz einzubringen, das den Ausschluss 

von Parlamentsabgeordneten wegen un-

gebührlichen Verhaltens ermöglicht«.

Auch die außerparlamentarische Op-

position will Netanjahu ruhigstellen. 

Das Parlament beschloss am Dienstag 

in erster Lesung ein Gesetz, wonach 

Organisationen zur Offenlegung ihrer 

ausländischen Finanzquellen gezwun-

gen werden sollen, berichtete AFP. 

Justizministerin Ajelet Schaked will 

mit dem Gesetz gegen die angebliche 

Einmischung fremder Regierungen in 

die inneren Angelegenheiten Israels 

vorgehen. Opposition und Verfassungs-

rechtler kritisi
eren, dass die in Israel 

ebenfalls 
aktiven rechtsgerichteten 

Nichtregierungsorganisationen (NGO), 

die weitgehend aus den USA finanziert 

werden, von den erhöhten Transparenz-

regeln ausgenommen werden sollen. 

Oppositio
nsführer Jitzchak Herzog 

warf der Justizministerin Heuchelei 

vor, weil sie
 Wahlkampf für ihre Sied-

lerpartei Jüdisches Heim mit Auslands-

spenden bestritt
en habe. 

Simon Zeise

wird herausgegeben von  

1.806 Genossinnen und 

Genossen (Stand 3.2.2016)

 www.jungewelt.de/lpg

  ACHT SEITEN EXTRA

Falscher Zauber

Es liegt auch an den Zeiten, dass das  

Fernweh wächst. Die Narren sind los.  

Nicht nur Köln oder Düsseldorf sind betrof-

fen, nein, das ganze Abendland machen 

sie unsicher. Das Reisen hat viele Facetten. 

Wir werben um Ihre Lust daran – mit  

leisen Tönen

ALTERNATIVES REISEN

 F
ür Werbeterror gibt es keine Warnstu-

fen. Der Bürger als Konsument hat 

sich dem auszusetzen. Auch die Rei-

sebranche bombt uns zu. Am schön-

sten, am besten, phänomenal und gern total. 

Wie bei jeder Propaganda führen auch bei der 

kommerziellen Werbung der inflationäre Ge-

brauch von Superlativen, das klebrige Selbstlob, 

die Beleidigung der Intelligenz und die pene-

tranten Wiederholungen bei ihren Adressaten 

zur Abstumpfung. Und doch: Steter Tropfen 

höhlt ja
 den Stein, also auch den Kopf. Paro-

len bleiben hängen. Und neue Gläubige reihen 

sich ein in den Ringelpiez ums Goldene Kalb. 

Ohne Ökonomie geht es nicht. Wer nicht wirbt, 

stirb
t, heißt es. Für nicht wenige Länder und 

Regionen ist die Tourism
usindustrie

 eine Le-

bensader. Wie verwundbar sie ist, zeigen die 

jüngsten Anschläge in Ägypten oder der Türkei. 

Dann fliehen die umworbenen Kunden aus den 

reicheren Ländern. Natürlich nehmen sie nicht 

die Balkanroute, sondern verlegen ihren Urlaub 

ganz bequem. Zum Beispiel nach Portugal, aufs 

spanische Festland oder auf die schöne Insel 

Mallorca. Es ist 
eines unserer Themen hier, dass 

das nicht nur Geld, sondern auch Probleme mit 

sich bringt.  

 Seit es Menschen gibt, m
öchten diese wohl 

wissen, was hinter dem Horizont liegt. W
issen 

wollen ist der erste Schritt zum aufgeklärten 

Menschen. »Wissen macht uns verantwortlich«, 

mahnte der Revolutionär Che Guevara, ein coo-

ler Typ, der selbst viel rumkam, eine Menge 

guter Sprüche draufhatte und trotz Asthma den 

Bergtourism
us schätzte. Es lohnt sich, hinter 

den Horizont zu blicken, über das Ziel und 

die Art zu reisen nachzudenken. Über das Ver-

hältnis von Mensch und Umwelt, K
apital und 

Arbeit. U
nsere Autoren möchten dazu anregen, 

mit offenen Augen der Reiselust nachzugehen, 

Orte zu erkunden, Menschen und Kulturen.  

 Es liegt auch an den Zeiten, dass das Fernweh 

wächst. W
ir dachten, die Narren, die Köln oder 

Düsseldorf heimsuchten, gerade erst lo
sgewor-

den zu sein, da muss m
an festste

llen: Das ganze 

Abendland machen sie unsicher. Manche kostü-

mieren sich in Nadelstre
ifen, manche gehen als 

prollige Dumpfbacke, einige spazieren im Spie-

ßerkostüm oder tra
gen Uniform, andere laufen 

herum wie du und ich. Fröhlichkeit verbreiten 

sie nicht. Sie lärmen, dass w
ir am Arsch wären, 

sie verbreiten Angst. A
us ihrer Furcht heraus, 

denn sie wissen schließlich ganz genau, wie der 

Moslem tickt oder was der Schnackel-Afrikaner 

im Schilde führt. U
nd sie finden, dass w

ir Deut-

schen schon lange genug für das bisschen Welt-

krieg büßen mussten. Nun wollen uns Fremde 

an den Wohlstand, ihre Sitten, Gebräuche und 

Schleier überstülpen, die Party versauen. Die 

Wurst bleibt hier, tönen sie, kein Zugereister 

soll davon abbeißen. Blasen irgendwo tausend 

solcher Wuttrottel in ihre Tröten, sin
d sie auch 

schon in der »Tagesschau«. In den Umzügen 

der Demagogen finden sich auch solche wieder, 

die die Veränderungen, die die massenhafte 

Flucht von Menschen vor Krieg und Elend mit 

sich bringt, überfordern. Vielleicht selbst Opfer 

sozialer Kälte treten sie nach unten. Und es ist 

kein Wunder, dass m
anche Birne weich ist. 

In 

Medien wurden bereits über Jahre Klischees 

und Feindbilder verbreitet. Ihr neuer Lieblings-

schurke sitz
t, und das ist 

nicht gerade originell, 

mal wieder im Kreml. Zwei unserer Beiträge 

führen Sie in sein Reich.  

 Das Reisen hat viele Facetten. Doch egal, ob 

man durch Grönland stapft, durch die Branden-

burger Pampa radelt oder sic
h an Kubas schön-

stem Strand, der Playa Pilar, rekelt – immer 

ist e
s eine lehrreiche Herausforderung. Reisen 

schafft F
reundschaften, prüft Partner auf Ver-

träglichkeit. E
s ist

 eine Schule für Geduld und 

Toleranz, es stä
rkt den Verstand und das Herz. 

Hier lernt man, was das andere ausmacht, wie 

ähnlich sich alle Erdenkinder doch sind. Hier 

lernt man, wie der andere tickt, hier lernt man 

das, w
as kein Buch, keine Zeitung und schon 

gar kein Politikerwort erklärt. W
ir w

erben um 

Ihre Lust am Reisen – mit leisen Tönen.  

Falscher Zauber

Das Reisen ist eine Schule, der Tourismus ein Blender. Anregungen zur praktischen Weltanschauung . 

Von   Peter Steiniger 

TONY GENTILE/REUTERS

Alternatives Reisen

Seite 2: Dschungel. Im
 Tourismus geht es weder fair, noch gerecht zu. Seite 3: Schön tranquilo. In Kubas 

 Hauptstadt ist nicht ganz alles beim alten Seite 4: Neuland in Metz. Blinde erleben Reisen anders Seite 5: Trocken-

gelegt. Mallorca leidet unter den Millio
nen Seite 6: Ungefiltert. Die verdrängten Risiken von Kabinenluft Seite 7: Dit 

is Berlin. Mit Kunzes Bus quer durch die Hauptstadt Seite 8: Viva! Auf zu Zapata
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Ich war da! Unsere Fotos zeigen genau das, was Sie darauf sehen. 

Wohin auch immer Menschen reisen, ein Selfie muss sein. 

Hier: Rio de Janeiro, Brasilien
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M
itarbeiter 

des 
Lebens-

mitte
ldisc

ounters 
Lidl in 

Frankreich
 demonstri

erten 

am Donnersta
g für höhere Löhne. 

Knapp 200 Angeste
llte

 versa
mmel-

ten sich
 nach einem gemeinsamen 

Aufru
f der Gewerksch

aften UNSA, 

CGT, FO, C
FDT und CFTC vor dem 

Frankreich
-Sitz von Lidl im

 sü
dlich

 

von Paris 
geleg

enen Rungis. 
Nach 

drei V
erhandlungsru

nden se
it J

ahres-

beginn bot d
ie Gesch

äftsf
ührung an, 

die G
ehälter u

m 0,2 Prozent z
u er-

höhen, d
ie Rücklagen fü

r la
ngjährig 

Besch
äftig

te zu erhöhen sowie am 

Jahresende eine Prämie zu zahlen. 

Vor d
em Hintergrund der g

egenwär-

tig sta
rken Expansio

n der Kette in 

Frankreich
 betrachten das die verhan-

delnden Gewerksch
aften als 

Unver-

sch
ämtheit. 

Lidl argumentiert, 
alle 

Maßnahmen zusammen ergäben eine 

Tarife
rhöhung um ein Prozent.

»Das reich
t uns nich

t«, erklärte 

Farida Rochel von der G
ewerksch

aft 

Force
 Ouvrière (F

O) am Donnersta
g. 

»Das ist 
keine Erhöhung der Kauf-

kraft, 
sondern eine Anpassu

ng an die 

Inflation.« Die Gewerksch
aften for-

dern eine Lohnerhöhung von einem 

Prozent. Christ
ophe Pierre von der 

Gewerksch
aft C

FDT kriti
sierte: «Das 

ist 
ein Unternehmen in bester fi

nanzi-

eller G
esundheit, 

das s
einen Umsatz 

nich
t mit seinen A

ngestellte
n teilt.«

 

Er v
erwies d

arauf, d
ass d

er K
onzern 

2015 im
 Vergleich

 zum Vorjahr »sein 

Werbebudget verdreifacht« habe. Lidl 

sponsert nun u. a. die französisc
he 

Handballnationalmannsch
aft u

nd ge-

wann als »
Markenzeich

en« eine frü
-

here Miss 
France.

Hintergrund ist
 der s

eit 2
012 ein-

gesch
lagene Expansio

nskurs 
der 

deutsch
en Lebensm

itte
lkette. L

idl is
t 

seit 1
988 in

 dem Land tätig und hat 

dort h
eute 1.5

00 Filia
len und 26.000 

Angestellte
. D

er D
isco

unter h
ält b

ei 

einem Umsatz von gesch
ätzt 8,5 M

il-

liarden Euro (2014) einen Marktan-

teil v
on m

ehr a
ls f

ünf P
rozent (A

ldi 

Frankreich
 2,2 Prozent) u

nd will 
ihn 

bis 2
020 auf a

cht P
rozent erhöhen – 

ein Indikator für sin
kende Einkom-

men. D
er K

onzern su
cht in

 allen Lan-

desteilen nach neuen Verkaufsst
ellen 

und Perso
nal.

Mitte
n in einer sc

hweren Krise
 der 

französisc
hen Landwirts

chaft s
chloss 

Lidl E
nde Februar einen Vertra

g mit 

wich
tigen einheimisch

en Zulieferern 

von Obst, 
Gemüse und Fleisch

. N
och 

Mitte
 Februar hatten fra

nzösisc
he 

Bauern gegen die niedrige Bezahlung 

der L
idl-L

ieferanten mit S
traßenblok-

kaden protestie
rt. 

Nun ste
ht der K

on-

zern davor, m
it 1

50 Schweinefleisch
-

produzenten aus W
estfr

ankreich
, w

o 

sich
 die W

ut über deutsch
e Billig

flei-

sch
importe se

it J
ahren im

mer w
ieder 

in Masse
ndemonstra

tionen äußert, 

einen Liefervertra
g abzusch

ließen.

Da in Frankreich
 die großen Su-

permarktkonkurrenten wie Carrefour, 

Casin
o oder A

uchan selbst d
as B

illig
-

seg
ment besetzt haben, w

ill 
Lidl das 

Image eines »Hard-disco
unt«, eines 

Billig
heimers, 

loswerden. D
as g

ilt a
l-

lerdings n
ich

t fü
r d

ie Besch
äftig

ten. 

Gewerksch
afterin Rochel erklärte am 

Donnersta
g: »

Sie wollen das M
arke-

nimage fü
r d

ie Kunden aufpolieren, 

aber n
ich

t fü
r d

ie Besch
äftig

en. D
ie 

Arbeitsb
edingungen sin

d noch im
mer 

›hard-disco
unt‹«. A

llein die Arbeits-

unfälle bei L
idl lä

gen fü
nfmal höher 

als b
eim Rest d

es E
inzelhandels.

Lidl-B
esitz

er Dieter Schwarz ver-

mehrte laut der am Dienstag veröf-

fentlic
hten Milli

ardärsli
ste

 des US-

Wirts
chaftsm

agazins 
Forbes 

sein 

Vermögen im vergangenen Jahr um 

800 Milli
onen US-Dollar von 15,6 

Milla
rden auf 16

,4 M
illia

rden. Er la
n-

dete damit a
uf P

latz 47 weltw
eit u

nd 

auf Platz fünf in
 Deutsch

land.

Lidl löhnt nicht

Obamas einfache Botschaften

WWW.JUNGEWELT.DE

Türkei: Polizei erschießt 

zwei Frauen nach Angriff

Istanbul. Türkisch
e Poliziste

n ha-

ben Medienberich
ten zufolge zw

ei 

Frauen ersc
hosse

n, die eine Wache 

in Ist
anbul angegriff

en hatten. D
ie 

Attentäterinnen hätten am Don-

nersta
g im

 Stadtteil B
ayrampasa 

zunächst m
ehrere Granaten gewor-

fen und dann das F
euer auf die Po-

lizeiwache eröffn
et, b

erich
tete die 

Nachrich
tenagentur D

ogan. D
ie 

Agentur zitie
rte den Gouverneur 

von Ist
anbul, V

asip
 Sahin, der m

it-

teilte
, die »T

erro
rist

innen« seien 

»neutralisi
ert« worden. Ü

ber die 

Hintergründe der Tat w
ar zunächst 

nich
ts b

ekannt. A
uf einem Video 

ist 
zu sehen, w

ie eine Perso
n auf ei-

nen Polizeibus sc
hießt, e

ine zw
eite 

wirft
 vermutlic

h eine Handgranate. 

Die sta
atlic

he Nachrich
tenagentur 

Anadolu meldete, die Granate 

sei nich
t ex

plodiert. D
ie Frauen 

versc
hanzten sic

h ansch
ließend in 

einer W
ohnung, die dann gestü

rmt 

wurde.  

(AFP/dpa/jW)

BAMF: Weiterhin Stau bei 

Asylantragsbearbeitung

Passau. Der Stau bei der B
earbei-

tung von Asylanträgen beim Bun-

desamt fü
r M

igration und Flücht-

linge (BAMF) w
ird aus S

ich
t von 

Behördenleiter Frank-Jü
rgen Weise 

vorerst 
weiter zunehmen. »Der 

Rückstand bei der B
earbeitung der 

Anträge wird sic
h erst 

einmal noch 

vergrößern«, sa
gte Weise der Pas-

sauer N
euen Pres

se vom Donners-

tag. U
lla Jelpke, in

nenpolitis
che 

Sprecherin der Fraktion der L
inks-

partei, h
ält ü

berflü
ssig

e Bürokratie 

für den Hauptgrund beim Bearbei-

tungsrü
ckstand des B

AMF. D
as 

BAMF müsse
 sic

h von »unsin
nigen 

Verfahrensbremsen« lossa
gen. W

ei-

se geht davon aus, d
ass 3

00.000 

bis 4
00.000 nach Deutsch

land 

gekommene Flüchtlin
ge bisla

ng 

keinen Asylantrag bei se
iner B

ehör-

de gestellt h
aben beziehungsweise 

nich
t st

ellen konnten. »Das holen 

nun viele nach«, sa
gte der BAMF-

Chef. H
inzu kämen rund 370.000 

Altfä
lle, M

ensch
en, die teils 

sch
on 

seit Ja
hren auf eine Entsch

eidung 

über ih
ren Antrag warten.  

(AFP/jW)

Lidl will in der Wirtschaftskrise Frankreichs mehr Marktanteile erobern.  

Da stören höhere Löhne für die eigenen Beschäftigten

JA
C

KY
 N

A
EG

EL
EN

/R
EU

T
ER

S

Frühjahrssturm

März 19
26:  1

3 M
illio

nen Unterschrift
en 

für E
nteignung der F

ürsten. 

Von M
anfre

d W
eißbecker

Unschuldsmienen

Am Donnerstag endete die m
ündliche 

Verhandlung im
 NPD-Verbotsver-

fahren in Karls
ruhe

Überkapazitäten

China: D
ie Einfuhren schrumpfen  

drastisch, S
chwerin

dustrie
 leidet 

unter zu gerin
ger A

uslastung

Arbeitsrechte

Verpackungskonzern Smurfit
 Kappa: 

Internationaler P
rotest gegen 

miese Bedingungen

2
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9
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Protest g
egen ein unverschämtes Tarifa

ngebot v
or d

em Frankreich-Sitz der d
eutschen 

Lebensmitte
lkette

. D
ie will i

m Nachbarla
nd neue M

arktanteile erobern. Von Arnold Schölzel

UN-Sicherheits
rat v

erschärft
 Sanktio

nen gegen Nordkorea. P
jöngjang fe

uert R
aketen ab

N
ur wenige Stunden nach der 

drastis
chen Versch

ärfu
ng der 

UN-Sanktionen gegen Nord-

korea hat das Land nach Angaben 

Südkoreas sechs Kurzstre
ckenraketen 

abgefeuert. 
Südkorea erklärte, die Ra-

keten seien etwa 100 bis 1
50 Kilometer 

vor der nordkoreanisch
en Küste ins Ja

-

panisch
e Meer gestü

rzt. Später sagte 

der Sprecher des V
erteidigungsm

iniste
-

riums, d
ie genaue Art d

er F
lugkörper 

werde noch geprüft. 
Er fügte hinzu: 

»Die sü
dkoreanisch

e Armee beobach-

tet je
glich

e weiteren Schritt
e des N

or-

dens.«

Nordkorea hatte am 6. Januar 

seinen vierten Atomwaffentest 
seit 

2006 und einen Monat später den 

Start 
einer ballis

tisc
hen Rakete be-

kanntgegeben. B
eides v

ersti
eß gegen 

UN-Resolutionen. Darauf reagierte 

der UN-Sich
erheitsr

at am Mittw
och 

mit n
euen Strafmaßnahmen. M

it d
en 

Stim
men Chinas und Russla

nds be-

sch
loss e

r einstim
mig, unter anderem 

die Exportb
esch

ränkungen für das 

Land drastis
ch zu versc

härfen. W
eder 

Kohle noch Eise
n, Eise

nerz, Gold, 

Titan oder se
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in Südkorea stationiert. 
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Diäten, Diäten 

Wahlkampf in Sachsen-Anhalt: 

Links verlie
rt, rechts marschiert. CDU 

und AfD übertrumpfen sich gegen-

seitig mit Parolen zur Grenzschlie-

ßung. Grüne und SPD geben sich 

dennoch koalitionswillig
.  

Von Susan Bonath
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Der jungen W
elt lie

gt heute die 

»Sonderausgabe der  

Roten Hilfe. 18.03.2016«

zum Tag der politischen  

Gefangenen bei. 

Sie lügen 
wie gedruckt. 
Wir drucken, 
wie sie lügen.

Neu am 
Kiosk

www.jungewelt.de  
   facebook.com/junge.welt   twitter.com/jungewelt

Kriegszentralen EUCOM 
und AFRICOM schlie-
ßen - WOHNEN STATT 
DROHNEN. Mit einem 
„Sleep-In“ nach dem 
Vorbild von John Len-
non und Yoko Ono for-
dern verschiedene Initi-
ativen die Umwandlung 
der US-Kriegszentrale 
EUCOM in Vaihingen 
zu Sozialwohnungen.
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„Vaihinger Ratschlag“
Nuit Debout hatte für Sonntag, den 15. Mai zur Aktion Glo-
bal Debout aufgerufen. Dem Aufruf sind auch ein gutes 
Dutzend VaihingerInnen gefolgt und haben sich um 20 Uhr 
auf dem Vaihinger Markt vor dem Rathaus versammelt.

Von „Nuit debout“ zu „Global debout“ auch in Vaihingen

Die Bewegung „Nuit Debout“ ist 
aus den Protesten gegen die ge-
plante Reform des Arbeitsrechts 
in Frankreich entstanden. Nacht 
für Nacht versammeln sich seit 
März überwiegend junge Men-
schen auf den Plätzen von 
Frankreichs Städten – Place de 
la Republique in Paris, Cour Ju-
lien in Marseille, Place Guichard 
in Lyon und in vielen weiteren 
Städten.
In Deutschland ist Nuit Debout 
weitgehend unbekannt und wenn 
die Bewegung es doch einmal in 
die Zeitung oder gar ins Fern-
sehen schafft, dann wird sie als 

eine Gruppe von Steinewerfern 
und Chaoten dargestellt. Nu-
it Debout hat aber einen ganz 
anderen Charakter. Täglich gibt 
es vielfältige Aktivitäten und zwar 
von Beratungen zum weiteren 
Vorgehen, Bildungsveranstal-
tungen, Rechtsberatung und 
Kulturveranstaltungen bis hin 
zu Yogastunden.
Der Versuch,die Bewegung wahl-
weise zu verschweigen oder zu 
diffamieren erinnert etwas an die 
Ereignisse um Stuttgart 21. Da 
wurde ebenfalls versucht, jede 
sich bietende Gelegenheit zu 
nutzen, um die Bewegung ge-
gen das Projekt zu kriminalisie-
ren oder in die Schmuddelecke 
zu stellen.
Trotz allem sind dem Aufruf von 
Nuit Debout viele gefolgt und 
haben sich am 15. Mai unter 

dem Motto Global Debout ver-
sammelt, um gemeinsam gegen 
soziale Unsicherheit, das Diktat 
der Finanzmärkte, Umweltzer-
störung, Kriege, Militarismus und 
gegen die Verschlechterung der 
Lebensbedingungen zu protes-
tieren. 

Die größten Versammlungen 
außerhalb Frankreichs gab es 
in den südlichen Ländern wie 
Spanien und Italien, wo die 
Menschen am stärksten unter 
der neoliberalen Politik in Europa 
leiden. Aber auch in Deutschland 
z.B. in Berlin und Hamburg gab 

es Versammlungen. Eine eher 
kleinere auch in Vaihingen. Auf 
die Frage, warum sie sich hier 
versammeln, meint einer der An-
wesenden, einerseits möchten 
wir unsere Solidarität mit den 
Menschen in Frankreich zeigen 
und anderseits gibt es auch in 
Vaihingen viele Gründe zu pro-
testieren und zu beratschlagen, 
wie wir EinwohnerInnen die An-
griffe auf unsere Lebensgrund-
lagen abwehren können.

Eine andere wird gleich kon-
kret: „Wenn alle Planungen im 
Industriegebiet Vaihingen/Möh-
ringen, die jetzt auf dem Tisch 
liegen realisiert werden, haben 
wir hier in Vaihingen nichts mehr 
zu lachen. Schon heute herrscht 
an vielen Tagen im und um das 
Gewerbegebiet das reinste Ver-
kehrschaos. Es ist unvorstellbar, 

Das Land hat Vorplanungen für 
mehrere Varianten dieses Aus-
baus in Auftrag gegeben. Diese 
sollten in der ersten Hälfte dieses 
Jahres vorgestellt und diskutiert 
werden. „In diesem Zeitrahmen 
befinden wir uns jetzt und wir 
drängen darauf, diese Planungen 
umgehend vorzustellen“. sagt 
Reinhard König, der Sprecher 
des Bündnisses.
„Für uns ist nicht nur wichtig, wie 
die beiden Unterführungen ver-
bessert werden können und wo 
die neuen Bahnsteige platziert 
werden, sondern auch die wei-
teren Entwicklungsmöglichkeit 
des Bahnverkehrs. Da ein Gleis 
für den Bahnsteig überbaut wird 
und damit wegfällt, muss es auf 
der östlichen Seite ersetzt werden. 
Dadurch wäre ein Überholen von 
schnellen Zügen möglich oder ein 
Halt für die neue „Panorama-S-
Bahn“. Die 2 vorhandenen Gü-
tergleise bleiben dann sinnvoller 
Weise erhalten“. Dies wird als  kla-
res Bekenntnis zur Güterbahn mit 
leisen Wagons verstanden und 
steht in bewusstem Widerspruch 
zu den Absichten der Bahn, 26 
Güterbahnhöfe allein in Baden 
Württemberg zu schließen und 
Horb, Rottweil und weitere vier 
Bahnhöfe, nur noch bei Bedarf 
zu bedienen.
Zurück zum Vaihinger Bahnhof 
und dem Aurelis-Gebiet östlich 
davon. Die Initiative und viele 
andere hatten schon immer von 
der Stadt gefordert, das Gebiet 
zu kaufen. Früher wurde es ja an 
die Bahn verschenkt. Das scheint 
jetzt auch so zu kommen und die 
Stadt plant hier auch ein Mobili-
tätszentrum. So weit so gut, wenn 
es nicht den Pferdefuß der Zerstö-
rung der Freiluftsportplätze und 
die Grünflächenzerstörung für die 
Allianz hätte. Dies nur als Ersatz 
für das Geschenk an Allianz zu 
kaufen und hier ein paar Quadrat-
meter Grün zu machen, wäre für 
unsere (Um-)Welt völlig falsch.
Ein wichtiger Aspekt für die zü-
gige Einrichtung des Regional-
halts Vaihingen und den Erhalt 
der Gäubahn wurde durch den 
Feinstaubprozess am Verwal-
tungsgericht Stuttgart wieder in 
den Vordergrund gerückt, sagt 
König: Land und Stadt müssen 

Gäubahnaufwertung kann
Feinstaub reduzieren

wegen der schlechten Luft den 
ÖPNV fördern, damit Menschen 
vom Auto auf die Bahn umstei-
gen. Die vorhandene Gäubahn 
in Stuttgart ist dazu ideal in der 
Lage. Auf dieser Trasse sollen, so 
die Forderung des Bündnisses 
Filderbahnhof Vaihingen, sowohl 
Regionalzüge wie bisher als auch 
S-Bahnen mit zusätzlichen Zwi-
schenstationen fahren. Die neue 
Landesregierung müsse da jetzt 
handeln, statt die Sache auf die 
lange Bank zu schieben.
Das Potential der Gäubahn in 
Stuttgart wird aktuell von vielen 
erkannt, schon lange vom VCD, 
inzwischen auch vom SSB-Vor-
stand Arnold. Hier gibt es jedoch 
Unterschiede, obwohl alle das 
Stichwort Gäubahn benutzen. 
Die S21 Befürworter sehen darin 
eine weitere Tunnelbaumaßnah-
me in der Gäubahnstrecke, die 
von oben kommend nur bis zur 
Heilbronner Straße oben bleibt 
und danach im Tunnel, sowohl 
nach Cannstatt als auch nach 
Feuerbach, verschwindet. Die 
einen reden von einer sehr sehr 
langfristigen Tunnelbaumaßnah-
me, wogegen die anderen die 
Strecke jetzt schon nutzen oder 
nur überschaubare Ausbau-
maßnahmen vornehmen wollen. 
„Damit meine ich zum Beispiel die 
Einfädelung der Güterbahnkurve 
in die S-Bahn-Strecke vor dem 
Pragtunnel“ sagt König. 

Bereits im Herbst 2013 hatten das 
Bündnis Filderbahnhof Vaihingen 
und weitere Initiativen mit einem 
Sonderzug die vorhandenen Stre-
cken befahren, um zu demons-
trieren, welche Verbindungen 
heute schon nutzbar sind: Von 
S-Vaihingen über die Panora-
mastrecke und die Güterkurve 
nach Feuerbach und über den 
Kopfbahnhof nach Bad Cann-
statt. Seither ist von Seiten der 
Stadt Stuttgart allerdings nichts 
Entscheidendes passiert, obwohl 
ihr die Strecke gehört. Auch vom 
am 7.4.2016 bei der Stadt Stutt-
gart eingereichten Antrag zu ei-
nem „S-Bahn-Vorlaufbetrieb auf 
der Gäu-/Panoramabahn“ hört 
man nichts. Man sieht allerdings 
in der Langfristplanung der Stadt 
Häuserflächen da, wo heute die 

Regionalhalt Vaihingen nicht auf die lange Bank schieben

Das Bündnis Filderbahnhof Vaihingen erinnert das neue Lan-
desparlament und den Verkehrsminister Winfried Hermann an 
den anstehenden Ausbau des Stuttgart-Vaihinger Bahnhofs zu 
einem Regionalbahnhalt. Das Bündnis hatte schon seit 2011 
den Halt gefordert, also über die gesamte letzte Legislaturperio-
de hinweg. Erst gegen Ende stellte sich der Erfolg ein.

Güterkurve am Pragtunnel ist und 
auf dem letzten Gäubahnteil vor 
dem Hauptbahnhof.
„Ein Regionalbahnhalt in S-
Vaihingen bietet zusammen mit 
einer besseren Nutzung der Pa-
noramastrecke erhebliche ver-
kehrliche Verbesserungen bei 

sehr geringem Aufwand“ – und 
wegen des Stuttgarter Feinstaub-
problems müsse man jetzt schnell 
handeln.

 „Dafür müssen Land und Stadt 
jetzt endlich Druck machen“, for-
dert König. (red)
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Seit Anfang 2016 gibt es einen 
neuen Verein in Vaihingen:

Vaihinger für Gemeinsinn 
e. V.

Zweck des Vereins ist die För-
derung der politischen Bildung 
und Stärkung des sozialen, 
demokratischen und ökologi-
schen Bewusstseins.
So werden beispielsweise un-
abhängige journalistische Pro-
jekte, Informations-, Diskussi-
ons- und Kulturveranstaltungen 
unterstützt.
Ein aktuell unterstütztes Projekt 

ist das Anlegen eines 
Gemeinschaftsgar-
tens.
Außerdem wird es am 
8. Oktober eine vom 
Verein geförderte Kul-
turveranstaltung mit 

den „Vocal Ladies“ in Vaihingen 
geben. Weitere Vorhaben sind 
in Planung.
Wer die Arbeit des Vereins mit 
einer steuerabzugsfähigen 
Spende unterstützen möchte, 
kann auf folgendes Konto bei 
der Volksbank Stuttgart e. G.
überweisen:
IBAN DE09 6009 0100 0454 
4910 00
Bitte dabei die vollständige 
Adresse angeben, damit die 
Spendenbescheinigung zu-
geschickt werden kann.

Ihre Unterschrift gegen Gewerbebebauung auch noch außerhalb des Gewerbegebiets auf Grün- und Sportflächen.
Fordern Sie Stadtverwaltung und Stadträte auf, der Allianz kein Baurecht auf dem Allianz-Sportgelände zu schaffen. 
-------#------------------#-----------------#----------------------#------------------------#------------------#
Ich wende mich entschieden gegen eine Änderung des Flächennutzungsplans und die Erstellung eines Bebauungsplans 
für eine „Allianz Bürostadt“ auf den Grün- und Sportflächen entlang der Heßbrühlstraße. Ich fordere Gemeinderat und 
Stadtverwaltung auf, die Allianz auf freie und demnächst freiwerdende große Flächen im Gewerbegebiet Vaihingen/
Möhringen zu verweisen.
Eine weitere Zerstörung der letzten verbliebenen zusammenhängenden Grünbereiche, sowie die zu erwartende Zunahme 
des motorisierten Verkehrs in unserem Wohn- und Lebensumfeld werde ich nicht hinnehmen. 
Name                                   Vorname                                         PLZ                       Ort                              Straße

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Wer zahlt für unsere „Schnäppchen“ bei Lebensmitteln?

was passiert, wenn nur 75% der 
mindestens 4000 Mitarbeiter, die 
für Daimler im Gewerbegebiet 
arbeiten sollen, mit dem Auto 
kommen.“
Derzeit sind es nämlich 75% der 
Beschäftigten, die mit dem Auto 
zur Arbeit fahren. Daimler baut 
auf Flächen, auf denen bereits 
seit längerem Baurecht besteht. 
Wenn dann Allianz zusätzlich in 
der gleichen Größenordnung das 
Sportgelände des TSV Georgii 
Allianz bebaut, ist der Verkehrs-
kollaps vorprogrammiert. 
Tatsächlich kam bereits im Jahr 
2012 ein im Rahmen der Aurelis 
Planungen im Jahr 2012 erstell-
tes Verkehrsgutachten zu dem 
Ergebnis: „Die bestehende Ver-
kehrsinfrastruktur erreicht mit 
der geplanten Bebauung ihre 
Kapazitätsgrenze.“ Dabei wur-
de vom damaligen Status Quo 

Bitte unterzeichnen und an VorOrt schicken oder abgeben am Infostand samstags auf dem Vaihinger Markt oder im Grünschnabel

ausgegangen. Das heißt, die 
4000 Daimler-Mitarbeiter und 
die in weiteren Bürogebäuden, 
die mit bestehendem Baurecht 
errichtet werden können, wurden 
nicht mitgezählt. Und schon gar 
nicht die noch einmal 4000, die 
die Allianz noch neben dem Ge-
werbegebiet unterbringen will.
Am Ende vereinbarten die An-
wesenden dann, dass sie sich 
zukünftig immer freitags um 
20 Uhr am Pavillion auf dem 
Vaihinger Markt zum Vaihinger 
Ratschlag versammeln wollen 
und hoffen, dass möglichst viele 
Vaihinger/innen dazu kommen, 
um zu beraten, wie sie endlich 
ihre Interessen durchsetzen und 
sich gegen die Politik im Stutt-
garter Rathaus, die nur noch die 
Interessen von Großkonzernen 
und Investoren berücksichtigt, 
wehren können. (s.r.)

Anzeige

Wer zahlt, wenn das Grundwasser 
mit Nitrat und Pestiziden verseucht 
ist? Wenn Pestizide (nicht nur Men-
schen) krank machen?
Wenn antibiotikaresistende Keime 
aus Mastställen entweichen? 
Wenn Spritzunfälle passieren, oder 
wenn Menschen durch Pestizide 
Krebs bekommen?
Wir alle zahlen! 
Die Kosten für unseren „billigen“ 
Einkauf erscheinen nämlich ver-
steckt als sogenannte externe 
Kosten in unseren Krankenkas-
senbeiträgen, in unserer Wasser-
rechnung und besonders in den 
Steuern, denn die sind u.a. dazu 
da, um sogenannte Umweltschä-
den zu beseitigen, Hochwasserop-
fer zu entschädigen, oder auch 
Flüchtlinge aufzunehmen, alles 
u.a. dadurch entstanden, dass 
„billige“ Lebensmittel unter schlim-

men Bedingungen produziert und 
durch die halbe Welt transportiert 
werden.
Wir zahlen das alles mit, auch wenn 
wir selbst teure Biowaren kaufen! 
Und unsere Kinder und Enkel zah-
len erst recht!
Intensive Landwirtschaft will kein 
denkender Mensch – „billige“ Le-
bensmittel schon!
Die intensive Landwirtschaft ist 
mit für die Treibhausgase ver-
antwortlich. Die Produktion von 
Kunstdünger und Pestiziden ist 
energieintensiv.
In Südamerika werden Wälder für 
unser Tierfutter abgeholzt, die nor-
malerweise einen Teil der schäd-
lichen Klimagase unschädlich 
machen würden.
Die EU hat Deutschland schon we-
gen zu hoher Nitratbelastung der 
Gewässer verklagt.

Sie haben mal wieder günstig im Supermarkt eingekauft? 
Der Wagen war voll und sie haben trotzdem unter 30 Euro 
bezahlt? Soweit so gut. Oder doch nicht?

Alles preiswert - oder was?

Sind Lebensmittel unter diesem 
Gesichtspunkt wirklich ihren Preis 
wert?
Dänemark versucht gegenzusteu-
ern, indem es eine Abgabe für je-
des Kg Pflanzengift verlangt. Das 
Umweltbundesamt hat sich für eine 
ähnliche Lösung ausgesprochen, 
doch die Bundesregierung lehnt 
solche Maßnahmen bisher ab.
Der politische Druck ist wohl nicht 
groß genug.   Mehr dazu:
www.myecocost.org 
www.naturkapital-teeb.de
www.naturandmore.com     (i.f.)

Zu einem ORTSTERMIN mit
Stadtrat Luigi Pantisano (SÖS)
lädt die Einwohner-Initiative VÖS auf 
Mittwoch, den 29. Juni - 17:00 Uhr ein.
Bei einer Radfahrt durch das Gewerbegebiet 
sehen wir uns die Situation vor Ort an. Stadtrat 
Pantisano, der kürzlich für Gangolf Stocker in den 
Gemeinderat nachgerückt ist, will sich dabei ein 
Bild über die Entwicklungen in Vaihingen machen 
und die Meinung der Vaihinger Bevölkerung dazu 
hören.Treffpunkt ist am Colorado-Hochhaus.


